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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 15. Januar 1957 

8 — 97103 —2259/56 II 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes über das Abkommen 
vom 14. September 1955 zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der Republik Öster- 
reich über die Durchbeförderung von Häft- 
lingen auf den Eisenbahnstrecken Mittenwald 
(Grenze) — Griesen (Grenze) und Ehrwald 
(Grenze) — Vils (Grenze) 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Ein Abdruck des oben genannten Abkommens sowie eine Nieder- 
schrift sind beigefügt. 

Federführend sind die Bundesminister der Justiz und des Aus- 
wärtigen. 

Der Bundesrat hat in seiner 163. Sitzung am 5. Oktober 1956 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes zu dem Gesetzentwurf wie 
folgt Stellung genommen: 

Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende 
Gesetz beschlossen:“. 

Begründung' 

Das Ratifikationsgesetz bedarf der Zustimmung des Bundesrates, 
da in einigen Vorschriften des Abkommens (z. B. Art 3, 7 Abs. 2) 
das Verwaltungs verfahren landeseigener Behörden im Sinne von 
Artikel 84 Abs. 1 GG geregelt wird. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung hierzu bleibt Vorbehalten. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Dr. h. c. Blücher 


DrucK: Bonner Lrnlversitats-Buchdruckerel, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg 
Rheinallee 20, Telefon 3561 



Entwurf eines Gesetzes 

Über das Abkommen vom 14. September 1955 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Republik Österreich über 
die Durchbeförderung von Häftlingen auf den Eisenbahnstrecken 
Mittenwald (Grenze) — Griesen (Grenze) und Ehrwald (Grenze) — 

Vils (Grenze) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 


Artikel 1 

Dem in Bonn am 14. September 1955 
Unterzeichneten Abkommen zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Repu- 
blik Österreich über die Durchbeförderung 
von Häftlingen auf den Eisenbahnstrecken 
Mittenwald (Grenze) — Griesen (Grenze) und 
Ehrwald (Grenze) — Vils (Grenze) wird zuge- 
stimmt. Das Abkommen wird nachstehend 
veröffentlicht. 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, so- 
fern das Land Berlin die Anwendung dieses 
Gesetzes feststellt. 

Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen ge- 
mäß seinem Artikel 15 Abs. 2 in Kraft tritt, 
ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 
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Begründung 


I. Zum Abkommen 

Am 20. Juli 1953 ist in München von den 
Leitern einer deutschen und einer österreichi- 
schen Delegation als Ergebnis vorangegange- 
ner Verhandlungen der Text eines deutsch- 
österreichischen Abkommens über die Durch- 
beförderung von Häftlingen auf den Eisen- 
bahnstrecken Mittenwald (Grenze) — Griesen 
(Grenze) und Ehrwald (Grenze) — Vils 
(Grenze) paraphiert worden. 

Die Unterzeichnung des Abkommens er- 
folgte jedoch erst am 14. September 1955, 
nadidem die Frage des österreichischen Tran- 
sits über deutsches Gebiet zwischen den Ver- 
tragspartnern zufriedenstellend gelöst wor- 
den war und Österreich in einer Verbalnote 
vom 14. September 1955 erklärt hatte, keine 
Ansprüche aus Artikel 32 Abs. 2 des öster- 
reichischen Staatsvertrages zu stellen. 

Das Abkommen ergänzt das deutsch-öster- 
reichische Abkommen über den erweiterten 
Eisenbahndurchgangsverkehr und läßt im 
Rahmen des mit letzterem gestatteten 
Durchgangsverkehrs auch die Durchbeförde- 
rung von Häftlingen und der sie begleiten- 
den Exekutivorgane zu. In einer Reihe von 
Einzelbestimmungen werden — teilweise in 
Abweichung der Regelung des Hauptabkom- 
mens, teilweise in seiner Ergänzung — die- 
jenigen Maßnahmen vereinbart, die notwen- 
dig sind, um unter möglichst weitgehender 
Wahrung der Interessen des durchbefördern- 
den Staates den Schutz des Gebietsstaates und 
seiner Bewohner sicherzustellen. Darum trifft 
das Abkommen u. a. eine Regelung der Fra- 
gen, nach welchem nationalen Recht die 
Durchbeförderung der Häftlinge sich richtet, 
welche Rechte und Pflichten das Begleitper- 
sonal hat, welche Sicherungsmaßnahmen von 
der durchbefördernden Verwaltung getrof- 
fen werden müssen, welche Häftlinge von 
der Durchbeförderung ausgeschlossen sind 


und welche Maßnahmen der Gebietsstaat 
evtl, selbst ergreifen kann, um die konkur- 
rierenden Hoheitsinteressen gebührend zu 
wahren. Schließlich enthält das Abkommen 
eine dem Hauptabkommen entsprechende 
Schiedsklausel, die bei Streitigkeiten über die 
Auslegung und die Anwendung des Abkom- 
mens in Betracht zu ziehen sein wird. 

Bei Paraphierung des Abkommens haben die 
beiderseitigen Delegationen in einer Nieder- 
schrift vom 20. Juli 1953 ihre gemeinsame 
Auffassung über einige die Auslegung des 
Abkommens betreffende Fragen zum Aus- 
druck gebracht. Die Niederschrift ist der Be- 
gründung als Anlage beigefügt. 


11. Zum Zustimmungsgesetz 
Zu Artikel 1 

Das Abkommen bedarf nach Artikel 59 
Abs. 2 GG der Zustimmung des Bundestages, 
weil es sich auf Gegenstände der Bundes- 
gesetzgebung bezieht. 

Zu Artikel 2 

Das Abkommen soll auf das Land Berlin An- 
wendung finden; das Gesetz enthält daher 
die üblidie Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 3 

Absatz 1: Die Bestimmung über das inner- 
staatliche Inkrafttreten des Zustimmungs- 
gesetzes entspricht dem Erfordernis des Ar- 
tikels 82 Abs. 2 des Grundgesetzes. 

Absatz 2: Der Tag, an dem das Abkommen 
für die Bundesrepublik völkerrechtlich in 
Kraft tritt, richtet sich nach den Bestimmun- 
gen des Artikels 15 Abs. 2 des Abkommens. 
Der Tag des Inkrafttretens des Abkommens 
ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 
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Anlage zur Begründung 


Niederschrift 

über das Ergebnis der Verhandlungen einer deutsdhien und einer 
österreichischen Delegation betreffend den Abschluß eines Abkom- 
mens zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik 
Österreich über die Durchbeförderung von Häftlingen im Rahmen 
des Durchgangsverkehrs auf den Eisenbahnstrecken Mittenwald 
(Grenze) — Griesen (Grenze) und Ehrwald (Grenze) — Vils (Grenze) 


Vom 13. bis 20. Juli 1953 haben in Garmisch- 
Partenkirchen und München eine deutsche 
und eine österreichische Delegation, deren 
Teilnehmer in der anliegenden Liste^) verzeich- 
net sind, über ein Abkommen zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Repu- 
blik Österreich über die Durchbeförderung 
von Häftlingen im Rahmen des Durch- 
gangsverkehrs auf den Eisenbahnstrecken 
Mittenwald (Grenze) — Griesen (Grenze) und 
Ehrwald (Grenze) — Vils (Grenze) verhandelt. 

Als Ergebnis der Verhandlungen wurde der 
anliegende Entwurf eines Abkommens von 
den Delegationen ausgearbeitet und von 
deren Leitern paraphiert. 

Zu dem Abkommensentwurf stellen beide 
Delegationen übereinstimmend folgendes 
fest: 

1. Zu Artikel 4 

Angehörige des Durchgangsstaates sind einer- 
seits österreichische Staatsbürger, andererseits 
Deutsche gemäß Artikel 116 Abs. 1 des 
Grundgesetzes für die Bundesrepublik 
Deutschland. 

2. Zu Artikel 11 

Die vertragschließenden Teile sind sich dar- 
über einig, daß unter dem Ausdruck „straf- 
rechtliche Bestimmungen zum Schutze von 


'^) Vom Abdruck der Teilnehmerline wurde abgesehen. 


Amtshandlungen“ auch die Bestimmungen 
verstanden werden, die sich gegen aktive Be- 
stechung sowie gegen Anstiftung und Beihilfe 
zur Rechtsbeugung (zum Mißbrauch der 
Amtsgewalt) und zur Amtsunterschlagung 
(zur Amtsveruntreuung) richten. 

3. Zu Artikel 13 

Die deutsche Seite übernimmt es, den Präsi- 
denten des Internationalen Gerichtshofs in 
den Haag zu bitten, sein Einverständnis mit 
den ihm nach diesem Abkommen zugedach- 
ten Funktionen zu erklären. 

4. Zu Artikel 15 Abs. 1 

Die Bestimmungen des Artikels 15 Abs. 1 
sind dahin auszulegen, daß eine Kündigungs- 
erklärung erst nach Ablauf von fünf Jahren 
nach Inkrafttreten des Abkommens abgege- 
ben werden kann. Auch in einem solchen 
Falle wird das Abkommen erst zwei Jahre 
nach Ablauf der zehnjährigen Frist außer 
Kraft treten. 

5. Die Vertragschließenden Teile werden so 
bald als möglich Verhandlungen darüber aul- 
nehmen, in welcher Weise die Amtshaftung 
aus Handlungen geregelt werden soll, die 
vom Begleitpersonal eines der beiden Teile in 
Ausübung seines Dienstes im Gebiet des 
anderen vorgenommen werden. 
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übereinstimmend wurde festgestellt, daß 
dasselbe Problem sich auch bei anderen Ab- 
kommen ergibt, in denen Amtshandlungen 
von Bediensteten des einen Teiles im Gebiet 
des anderen Teiles zugelassen werden; daher 
sollten sich nach der Ansicht beider Delega- 
tionen die in Aussicht genommenen Verhand- 
lungen auch darauf erstrecken. 


München, am 20. Juli 1953 

Für die deutsche Delegation: 
gez. Nostitz gez. Mühlenhöver 


6. Beide Delegationen werden sich bei ihren 
Regierungen darum bemühen, daß das Ab- 
kommen über die Durchbeförderung von 
Häftlingen gleichzeitig mit dem Abkommen 
über den erleichterten Eisenbahndurchgangs- 
verkehr und dem Übereinkommen über die 
Beförderung von Exekutivorganen in Kraft 
treten wird. 


Für die österreichische Delegation: 
gez. Schleinitz 
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Abkommen zwischen 

der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Österreich 
über die Durchbeförderung von Häftlingen auf den Eisenbahnstrecken 
Mittenwald (Grenze) — Griesen (Grenze) und 
Ehrwald (Grenze) — Vils (Grenze) 


Der Präsident 

der Bundesrepublik Deutschland 
und 

der Bundespräsident 
der Republik Österreich 
sind, in der Absicht, auf bestimmten Eisenbahnstrecken 
ihrer Staaten im Rahmen des Durchgangsverkehrs die 
Durchbeförderung von Häftlingen zu gestatten, überein- 
gekommen, ein Abkommen zu schließen. 

Zu diesem Zwecke haben zu ihren Bevollmächtigten 
ernannt: 

Der Präsident der Bundesrepublik Deutschland 

Herrn Ministerialdirektor Dr. Hans Berger, 

Leiter der Rechtsabteilung des Auswärtigen Amts, 
und 

Herrn Ministerialdirektor Walter R o e m e r , 

Leiter der Abteilung öffentliches Recht 
im Bundesjustizministerium, 

der Bundespräsident der Republik Österreich 
Herrn Adrian Rotter, 

außerordentlicher und bevollmächtigter Botschafter, 

die nach Austausch ihrer in guter und gehöriger Form 
befundenen Vollmachten die nachstehenden Bestimmun- 
gen vereinbart haben: 

Artikel 1 

Die Durchbeförderung von Personen, die in behörd- 
lichen Gewahrsam genommen worden sind (Häftlinge), 
und der begleitenden Exekutivorgane (Begleitpersonal) 
auf den Eisenbahnstrecken Mittenwald (Grenze) — 
Griesen (Grenze) durch deutsches Gebiet und Ehrwald 
(Grenze) — Vils (Grenze) durch österreichisches Gebiet 
wird nach Maßgabe dieses Abkommens gestattet. 

Artikel 2 

(1) Für die Durchbeförderung und Bewachung der Häft- 
linge gilt das Recht des Durchgangsstaates, soweit dieses 
Abkommen nichts anderes bestimmt. 

(2) Für den Durchgangsverkehr auf den im Artikel 1 
genannten Strecken gewährte allgemeine Erleichterungen 
gelten auch für die Durchbeförderung von Häftlingen, 

Artikel 3 

Die Durchbeförderung bedarf der Genehmigung der zu- 
ständigen Behörde des Durchgangsstaates. Das Ersuchen 
um die Genehmigung ist unter Mitteilung der Perso- 
nalien, insbesondere auch der Staatsangehörigkeit des 
Häftlings sowie des Grundes der Freiheitsentziehung mit 
einer kurzen Schilderung des Sachverhaltes an die Grenz- 
dienststelle des Durchgangsstaates zu richten. 

Artikel 4 

(1) Die Genehmigung zur Durchbeförderung wird nicht 
erteilt für Angehörige des Durchgangsstaates und für 
Personen, die aus politischen Gründen festgenommen 
worden sind. 

(2) Durchbeförderte Häftlinge dürfen wegen politischer 
Straftaten, die sie vor der Durchbeförderung begangen 
haben, nur verfolgt, bestraft oder sonst in ihrer persön- 
lichen Freiheit beschränkt werden, wenn sie innerhalb 
einer Woche nach ihrer Freilassung das Gebiet des durch- 
beförderten Staates nicht verlassen. 


Artikel 5 

Häftlinge, die transportunfähig sind oder nach den 
eisenbahnrechtlichen Bestimmungen nicht befördert wer- 
den dürfen, sind von der Durchbeförderung aus- 
geschlossen. 

Artikel 6 

(1) Die Transporte sind mit ausreichendem und ge- 
nügend ausgerüstetem Begleitpersonal durchzuführen. 

(2) Während der Durchbeförderung dürfen die Häft- 
linge keine Gegenstände bei sich führen, die dem Be- 
gleitpersonal gefährlich werden oder ihre Flucht ermög- 
lichen können. 

(3) Das Begleitpersonal ist verpflichtet, gefährlichen, 
widersätzlichen oder fluchtverdächtigen Häftlingen wäh- 
rend der Durchbeförderung Schließketten anzulegen. 

Artikel 7 

(1) Entweicht ein Häftling, ist das Begleitpersonal zur 
Nacheile verpflichtet. 

(2) Von dem Entweichen eines Häftlings auf deutschem 
Gebiet hat das österreichische Begleitpersonal das baye- 
rische Grenzpolizeikommissariat in Garmisch-Parten- 
kirchen über die nächste Polizeidienststelle, von dem Ent- 
v/eichen eines Häftlings auf österreichischem Gebiet hat 
das deutsche Begleitpersonal die Bezirkshauptmannschaft 
in Reutte über die nächste Sicherheitsdienststelle 
sogleich zu benachrichtigen. 

Artikel 8 

Dem Begleitpersonal ist der Waffengebrauch nach den 
im Durchgangsstaat geltenden Bestimmungen gestattet. 

Artikel 9 

Bei Unterbrechung des Eisenbahnverkehrs hat das Be- 
gleitpersonal unverzüglich die erforderlichen Maßnahmen 
zur Sicherung der weiteren Durchbeförderung auf 
anderem Wege zu treffen, 

Artikel 10 

Begeht ein Häftling während der Durchbeförderung 
auf dem Gebiet des Durchgangsstaates eine gerichtlich 
strafbare Handlung, sind die Behörden des Durchgangs- 
staates berechtigt, die Beförderung zu unterbrechen, um 
die Strafverfolgung einzuleiten. Sie sind jedoch ver- 
pflichtet, den Häftling nach Durchführung des Strafver- 
fahrens und Vollstreckung der Strafe unverzüglich der 
Grenzdienststelle des Nachbarstaates zu übergeben. 

Artikel 11 

Die strafrechtlichen Bestimmungen des Durchgangs- 
staates zum Schutze von Amtshandlungen und zum 
Schutze von Beamten gelten auch für strafbare Hand- 
lungen, die im Durchgangsstaate gegenüber dem Begleit- 
personal begangen werden, wenn das Personal sich in 
Ausübung des Dienstes befindet oder die Tat in Be- 
ziehung auf diesen Dienst begangen wird. 

Artikel 12 

Ergeben sich bei der Durchführung einzelner Bestim- 
mungen des Abkommens erhebliche Schwierigkeiten oder 
ändern sich die bei Abschluß des Abkommens bestehen- 
den Verhältnisse wesentlich, werden die beiden vertrag- 
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schließenden Teile auf Verlangen eines Teiles in Ver- 
handlungen eintreten mit dem Ziele, eine angemessene 
Regelung zu treffen. 

Artikel 13 

(1) Meinungsverschiedenheiten über die Auslegung 
oder Anwendung dieses Abkommens sollen durch die 
beiderseits zuständigen Verwaltungen bei gelegt werden. 
Die Regelung auf diplomatischem Wege wird dadurch 
nicht ausgeschlossen. 

(2) Soweit eine Meinungsverschiedenheit auf diese 
Weise nicht erledigt werden kann, ist sie auf Verlangen 
eines vertragschließenden Teiles einem Schiedsgericht zu 
unterbreiten. 

(3) Das Schiedsgericht wird von Fall zu Fall in der 
Weise gebildet, daß jeder Teil einen Vertreter bestellt 
und diese sich auf den Angehörigen eines dritten Staates 
als Obmann einigen. Werden die Vertreter und der 
Obmann nicht innerhalb von drei Monaten bestellt, nach- 
dem der eine Teil seine Absicht, das Schiedsgericht anzu- 
rufen, bekanntgegeben hat, kann in Ermangelung einer 
anderen Vereinbarung jeder Teil den Präsidenten des 
Internationalen Gerichtshofes in den Haag bitten, die 
erforderlichen Ernennungen vorzunehmen. Für den Fall, 
daß der Präsident die Staatsangehörigkeit eines der 
beiden Teile besitzt oder aus anderem Grunde verhin- 
dert ist, soll ein Stellvertreter im Amt die erforderlichen 
Ernennungen vornehmen. 

(4) Das Schiedsgericht fällt seine Entscheidung auf 
Grund dieses Abkommens sowie unter Anwendung des 
Völkergewohnheitsrechts und der allgemein anerkannten 
Rechtsgrundsätze. 

(5) Das Schiedsgericht entscheidet mit Stimmenmehr- 
heit. Seine Entscheidungen sind bindend. Jeder Teil trägt 


die Kosten seines Schiedsrichters. Die übrigen Kosten 
werden von beiden Teilen je zur Hälfte getragen. Im 
übrigen regelt das Schiedsgericht sein Verfahren selbst. 

(6) Hinsichtlich der Ladung und Vernehmung von 
Zeugen und Sachverständigen werden die Behörden der 
beiden Teile auf das vom Schiedsgericht an die betref- 
fende Regierung zu richtende Ersuchen in derselben 
Weise Rechtshilfe leisten wie auf das Ersuchen inlän- 
discher Zivilgerichte. 

Artikel 14 

Dieses Abkommen gilt auch für das Land Berlin, sofern 
nicht die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
gegenüber der österreichischen Bundesregierung inner- 
halb von drei Monaten nach Inkrafttreten des Abkom- 
mens eine gegenteilige Erklärung abgibt. 

Artikel 15 

(1) Dieses Abkommen soll sobald als möglich ratifi- 
ziert werden. Die Ratifikationsurkunden sollen in Bonn 
ausgetauscht werden. 

(2) Das Abkommen tritt vierzehn Tage nach Austausch 
der Ratifikationsurkunden in Kraft. 

Artikel 16 

(1) Das Abkommen wird auf unbestimmte Zeit ge- 
schlossen. Es ist für die Dauer von zehn Jahren nach 
seinem Inkrafttreten unkündbar, nachher mit einer Frist 
von zwei Jahren kündbar. 

(2) Im Falle der Kündigung werden die vertrag- 
schließenden Teile in Verhandlungen über die Möglich- 
keit einer anderweitigen befriedigenden Regelung ein- 
treten. 


ZU URKUND DESSEN haben die Bevollmächtigten dieses Abkommen 
unterzeichnet und mit ihrem Siegel versehen. 


GESCHEHEN in doppelter Ausfertigung zu Bonn am 14. September 1955. 


Für die 

Bundesrepublik Deutschland 
gezeichnet: 

Berger 
Ro emer 


Für die 

Republik Österreich 
gezeichnet: 
Rott er 


Bundesdruckerei Bonn 7906 1. 57 



